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Vertrag über ambulante Pflege und Betreuung gemäß § 120 SGB XI 
sowie über 

Leistungen gemäß § 132a SGB V  

zwischen   

Vis-à-Vis24 Pflegedienst GmbH 

Otto-Lindenmeyer-Straße 28 

86153 Augsburg 

  

- nachfolgend „Pflegedienst“ genannt -  

  

und  

Vorname/ Name:   Max Mustermann   

Adresse:    Musterstraße 3 

   86150 Augsburg 

Kranken- 

Pflegekasse:  Private Pflegekasse 

 

Vers. Nr.:        

Pflegegrad:  3 

Telefonnummer(n):  Festnetz: 0821 123456  Mobil:        

- nachfolgend „Kunde“ genannt – 

 

ggf. vertreten durch: Alex Mustermann 
      
            
Betreuer / Bevollmächtigter 

Telefonnummer des Vertreters: 
Festnetz:       Mobil:       
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Leistungsort ist   ☒ die oben angegebene Adresse des Kunden  

☐ folgender abweichender Ort:  

 
____________________________________ 

____________________________________  

   

1. Allgemeines  

1.1. Der Pflegedienst erbringt ab dem 30.11.2024 für den Kunden   

☐ Leistungen der Pflegeversicherung nach dem SGB XI (gem. Ziffer 2) 

     ☐ Betreuungsangebote zur Unterstützung im Alltag im Sinne des § 45a 

     ☐ Betreuungs- und Entlastungsleistungen im Alltag im Sinne des § 45b 

     ☐ Pflegesachleistungen § 36  

      

☐ Leistungen der häuslichen Krankenpflege nach dem SGB V (gem. Ziffer 3)  

☐ andere Leistungen (gem. Ziffer 4).  

1.2. Der Pflegedienst strebt an, konstant dieselbe Pflege- und Betreuungskraft für den Kunden 
einzusetzen, wenn es die Situation zulässt. Es besteht jedoch kein Anspruch des Kunden auf eine 
bestimmte Betreuungskraft. Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, dass der Pflegedienst das 
Recht hat, die Betreuungskraft auszutauschen, wenn es notwendig erscheint. 

1.3. Gemäß Versorgungsvertrag nach § 72 SGB XI ist der Pflegedienst zur Durchführung und 
Fakturierung ambulanter Pflegeleistungen zugelassen und als Alltagsunterstützungsangebot nach 
§45a SGB XI anerkannt. Die Details des Versorgungsvertrages, einschließlich der zugehörigen 
Pflegesatzvereinbarungen und des Landesrahmenvertrages nach § 75 Abs. 1 SGB XI, sind bindend 
und bilden in der jeweiligen Fassung die Grundlage des Pflegevertrages. Der Pflegedienst ist 
berechtigt, die genehmigten Leistungen direkt mit der gesetzlichen Pflegekasse des Kunden 
abzurechnen. 

1.4. Der Pflegedienst ist gemäß § 132a Abs. 2 SGB V vertraglich dazu berechtigt, Leistungen im 

Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung zu erbringen. Eine direkte Abrechnung der 

genehmigten Leistungen mit der Krankenkasse des Kunden ist möglich.  

1.5. Bei einer Aufforderung der verantwortlichen Pflegekasse muss der Pflegedienst unverzüglich 
eine Kopie des Pflegevertrages vorlegen. Sollte sich der Zustand des Kunden maßgeblich ändern, ist 
der Pflegedienst verpflichtet, die betreffende Pflegekasse umgehend zu benachrichtigen und bei 
Bedarf den geänderten Teil des Pflegevertrages unverzüglich zu übersenden. Dafür ist keine 
Zustimmung des Kunden nötig. Ein Beispiel für eine solche Veränderung ist, wenn die in Anspruch 
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genommenen Pflegeleistungen laut SGB XI für mindestens zwei aufeinanderfolgende Monate 
signifikant von den bisher vereinbarten Pflegeleistungen nach SGB XI abweichen.  

1.6. Wenn der Kunde Pflegesachleistungen nach § 36 SGB XI in Anspruch nimmt, erlischt 
gegenüber den Pflegekassen sein Anspruch auf den Pflegesachleistungsbetrag für anerkannte 
Unterstützungsangebote im alltäglichen Leben gemäß § 45a Abs. 4 SGB XI. 

   

2. Leistungen nach dem SGB XI  

2.1. Der Pflegedienst hält ein einleitendes Gespräch mit dem Kunden, dessen pflegenden 
Verwandten oder anderen Pflegebeauftragten ab. Dabei sammelt er notwendige Informationen 
für die Leistungserbringung, klärt den Kunden über das System von Leistungen und Vergütungen 
auf und berät über passende Angebote gemäß dem SGB XI sowie zu Prophylaxen, ohne 
Berücksichtigung ihrer rechtlichen Kategorisierung. Es wird zudem beurteilt, ob Pflegehilfsmittel 
oder Anpassungen im Wohnbereich nötig sind. Falls nötig, und mit Zustimmung des Kunden, 
wird die Pflegekasse durch den Pflegedienst informiert. Die Kosten für das Erstgespräch sowie 
eventuelle Folgegespräche werden vom Pflegedienst nach Maßgabe der mit den Pflegekassen 
geschlossenen Leistungs- und Vergütungsvereinbarungen oder der Vereinbarung mit dem 
Kunden abgerechnet. 

2.2. Die Leistungen der häuslichen Pflegehilfe gemäß § 36 SGB XI und deren Vergütungen 
ergeben sich dem Grunde nach aus der vom Pflegedienst mit den Pflegekassen geschlossenen 
Leistungs- und der zugehörigen Vergütungsvereinbarung. Die Leistungen können dabei 
basierend auf den erbrachten Leistungskomplexen oder Zeithonoraren vergütet werden. Der 
Pflegedienst informiert den Kunden rechtzeitig vor Vertragsabschluss darüber, welches 
Vergütungsmodell zwischen ihm und dem jeweiligen Kostenträger vereinbart ist. Die zwischen 
dem Kunden und dem Pflegedienst vereinbarten Leistungen sind nach Art, Inhalt und Häufigkeit 
verbindlich in der Anlage 1a (Vergütung nach Leistungskomplexen) und der Anlage 1b 
(Vergütung nach Zeithonorar) festgelegt. Der Kunde entscheidet über die Zusammenstellung 
der Leistungen.   

2.3. Anpassungen der Leistungen oder ihres Umfangs können stets im gegenseitigen 
Einvernehmen getroffen werden. In solchen Fällen wird die Anlage 1a und/oder Anlage 1b 
aktualisiert und verbindlich festgelegt. Bei bedeutenden Änderungen ist eine Überarbeitung der 
Anlage 1a und/oder Anlage 1b zwingend vorzunehmen. Eine solche bedeutende Änderung tritt 
insbesondere dann ein, 

1. wenn der Pflegedienst Kenntnis von einer Änderung des Pflegegrades des 
Kunden erlangt. 

2. wenn der Kunde den Pflegedienst nicht nur kurzfristig, sondern planbar für eine 
nicht unerhebliche Dauer mit geänderten Leistungen oder einem geänderten 
Leistungsumfang beauftragt.   

2.4. Vor Abschluss des Vertrages informiert der Pflegedienst den Kunden schriftlich oder in 
Textform über die zu erwartenden Kosten. Dazu wird ein detaillierter Kostenvoranschlag erstellt, 
der die spezifischen Leistungen, ihren Inhalt und Umfang beschreibt und der dem Kunden zu 
übermitteln ist. Dieser Kostenvoranschlag zeigt auch die Eigenanteile auf, die der Kunde bei 
Nutzung der Dienstleistungen zu tragen hat. Durch die Unterschrift des Kunden oder seines 
Vertreters und des Pflegedienstes wird der Kostenvoranschlag Vertragsbestandteil. Er beinhaltet 
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auch Beiträge zur Finanzierung von Ausbildungsgebühren in der Altenpflege, die der 
Pflegedienst an das Land zahlt (gemäß § 82a Abs. 3 SGB XI; siehe auch Ziffer 6.7) und 
Investitionskosten (siehe Ziffer 6.8). 

2.5 Bei bedeutenden Änderungen, beispielsweise im Sinne von Ziffer 2.3., wird der Kunde erneut 
und in der Regel schriftlich oder in Textform und gemäß Ziffer 2.4. über die aktualisierten 
voraussichtlichen Kosten informiert.  

 

 3. Leistungen häuslicher Krankenpflege nach dem SGB V 

 3.1. Die im SGB V festgelegten Leistungen der häuslichen Krankenpflege basieren auf der 
vertragsärztlichen Verordnung der häuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V (entsprechend 
dem Muster 12). Der Kunde erhält diese Verordnung von seinem behandelnden Arzt und legt sie 
dem Pflegedienst vor Beginn der Leistung vor. Durch die Unterschrift des Kunden auf der 
Rückseite dieser Verordnung wird der in der Verordnung beschriebene Leistungsumfang ein 
vertragsgebundener Bestandteil. 

3.2. Sofern die Krankenkasse des Kunden die ärztlich verordneten Leistungen nicht genehmigt, 
fertigt der Pflegedienst einen Kostenvoranschlag an. Dieser basiert auf der Vereinbarung 
zwischen der gesetzlichen Krankenkasse des Kunden und dem Pflegedienst. Mit Unterzeichnung 
des Kostenvoranschlages durch den Pflegedienst und den Kunden bzw. dessen Vertreter wird 
dieser Vertragsbestandteil. 

  

4. Andere Leistungen  

4.1. Wenn es um Leistungen geht, die über die in den Ziffern 2 und 3 genannten häuslichen 
Pflege- und Krankenpflegedienste hinausgehen, stellt der Pflegedienst einen sofort zu 
übergebenden separaten Kostenvoranschlag aus. Dieser zeigt Art, Inhalt, Umfang und Kosten 
der betreffenden Leistungen auf. Es ist zu beachten, dass die Kosten direkt vom Kunden und 
nicht von einem gesetzlichen Leistungsträger getragen werden müssen. Mit Unterzeichnung des 
Kosten-voranschlages durch den Pflegedienst und den Kunden bzw. dessen Vertreter wird 
dieser Vertragsbestandteil. Bei reinen Leistungen über § 45a Betreuungsangebote zur 
Unterstützung im Alltag. § 45b Betreuungs- und Entlastungsleistungen SGB XI, oder § 39 
Verhinderungspflege, besteht kein Anspruch auf einen Kostenvoranschlag. 

4.2. Die Dienstleistungen im Rahmen der Hilfe zur Pflege gemäß §§ 61 ff. SGB XII und die 
zugehörigen Vergütungen basieren grundsätzlich auf der zwischen dem Pflegedienst und den 
Pflegekassen oder dem Sozialhilfeträger getroffenen Leistungs- und Vergütungsvereinbarung. 
Der genaue Umfang dieser Dienstleistungen gemäß SGB XII wird durch die Kostenzusage des 
Trägers der Sozialhilfe bestimmt.  

4.3. Leistungen der Haushaltshilfe nach § 38 SGB V erbringt der Pflegedienst nicht als 
Sachleistungen der Pflege- oder Krankenkassen. Dennoch wird, wenn möglich, eine direkte 
Abrechnung mit der Krankenkasse des Kunden durchgeführt (siehe Ziff. 10.2). Die 
Abrechnungsdetails sind in Ziffer 6 festgelegt. Wenn eine Abrechnungsvereinbarung zwischen 
dem Pflegedienst und der Krankenkasse für Haushaltshilfeleistungen vorliegt, ist diese 
verbindlich, und Ziffer 6.4 wird nicht berücksichtigt. 
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4.4.  Unser Pflegedienst erhebt derzeit 11,5 % Investitionskosten auf alle Leistungen des SGB 
XI. 
Ausnahme: Beratungseinsätze nach § 37.3. 

   

5. Mitwirkungspflichten, Zutrittsrecht und Annahmeverzug  

5.1. Damit Leistungen durch die Kranken- oder Pflegekasse sowie einen Sozialhilfeträger 
übernommen werden, muss der Kunde als Versicherter mitwirken. Wenn der Kunde den 
Pflegedienst in Anspruch nehmen möchte, stellt er die notwendigen Anträge bei den zuständigen 
Kostenträgern, holt erforderliche ärztliche Verordnungen für die häusliche Krankenpflege ein und 
übermittelt diese an den Pflegedienst. Der Pflegedienst steht dem Leistungsempfänger beratend 
zur Seite, wenn er diese Leistungen in Anspruch nimmt. 

5.2. Wenn der Kunde trotz der Hinweise des Pflegedienstes die erforderlichen Anträge nicht 
einreicht oder Verordnungen nicht rechtzeitig an die Kostenträger weitergibt, muss er für die 
beanspruchten Leistungen, die nicht von den Kostenträgern übernommen werden, selbst 
aufkommen. 

5.3. Der Kunde muss dem Pflegedienst unverzüglich die Entscheidung der Pflegekasse 
bezüglich seiner Eingradung mitteilen. Dasselbe gilt für nachträgliche Anpassungen des 
Leistungsbescheids der Pflegekasse, für Kostenzusagen des Sozialhilfeträgers und für 
Veränderungen in ärztlichen Verordnungen. 

5.4. Der Pflegedienst dokumentiert die erbrachten Leistungen, und diese Dokumentation muss 
vom Kunden oder seinem Bevollmächtigten bestätigt werden (Leistungsnachweis). Wenn die 
Leistungen tatsächlich durchgeführt wurden, hat der Pflegedienst ein Recht auf diese 
Bestätigung. Auf Anfrage des Pflegedienstes kann diese Bestätigung auch digital erfolgen. Die 
Rechnungsstellung basiert auf diesen Leistungsnachweisen. Dem Kunden steht stets das Recht 
zu, diese Leistungsnachweise einzusehen. Bei Betreuungsangeboten zur Unterstützung im 
Alltag §45a SGB XI erhält der Kunde einen sog. Eigenbelastungsbeleg. 

5.5. Der Kunde gestattet den Mitarbeitern des Pflegedienstes, den Leistungsort zu den 
vereinbarten Zeiten zu betreten, um die im Vertrag festgelegten Leistungen zu erbringen. Bei 
Vertragsbeginn übergibt der Kunde dem Pflegedienst die in Anlage 4 aufgeführten Schlüssel. 
Ohne Zustimmung des Kunden dürfen diese Schlüssel nicht an Dritte (ausgenommen Mitarbeiter 
des Pflegedienstes) weitergegeben werden. Die Schlüssel verbleiben im Eigentum des Kunden 
und müssen auf Verlangen oder spätestens bei Vertragsende sofort zurückgegeben werden. 

5.6. Der Kunde ist verpflichtet, den Pflegedienst sofort zu informieren, sollte es zu bedeutenden 
Veränderungen kommen, die seine Pflege und Betreuung in Frage stellen könnten, wie 
beispielsweise bei einer Erkrankung der üblichen Pflegepersonen. 

5.7. Der Kunde hat Hilfsmittel des Pflegedienstes, die am Leistungsort verbleiben, mit 
entsprechender Sorgfalt zu behandeln.  

 

6. Vergütung und Abrechnung  
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6.1. Die Vergütung der vom Kunden ausgewählten Dienstleistungen basiert hauptsächlich auf 
den Vereinbarungen zwischen dem Pflegedienst und den öffentlichen Kostenträgern (z.B. 
Pflege- und Krankenkassen, Sozialhilfeträger). Für Dienstleistungen, für die keine solche 
bindende Vereinbarung existiert, kann unter Berücksichtigung von Ziffer 6.4 des Vertrags eine 
gesonderte Vergütungsvereinbarung getroffen werden. 

6.2. Die Leistungen werden gemäß der aktuellen Vergütungsvereinbarung mit Sozialhilfeträger, 
Pflege- und Krankenkasse abgerechnet. Abhängig von Art und Dauer der Pflege kann die 
Vergütung entweder nach dem benötigten Zeitaufwand (Zeithonorar, siehe auch Ziffer 8), 
basierend auf dem Inhalt des jeweiligen Pflegeeinsatzes (Leistungskomplexe, siehe auch Ziffer 
7) oder in bestimmten Fällen nach Einzelleistungen festgelegt werden. Andere Dienstleistungen, 
wie hauswirtschaftliche Hilfe, Behördengänge oder Fahrtkosten, können ebenfalls pauschal 
abgerechnet werden.   

6.3. Möchte der Kunde Dienstleistungen des Pflegedienstes im Rahmen der Hilfe zur Pflege 
nach SGB XII auf Kosten des Sozialhilfeträgers beanspruchen, so sind diese, sofern sie vom 
Pflegedienst übernommen werden sollen, im Kostenvoranschlag als Eigenanteil gekennzeichnet. 

6.4. Bei Inanspruchnahme von Dienstleistungen im Kontext der Kostenerstattungsoptionen des 
SGB XI (Verhinderungspflege gemäß § 39 SGB XI oder Maßnahmen gemäß § 45b SGB XI), bei 
Angeboten, die über die Verpflichtungen der Sozialleistungsträger (Kranken- und Pflegekassen, 
Sozialhilfeträger) hinausgehen, und für Dienste, die über den vereinbarten Versorgungsumfang 
der Verträge mit den Pflegekassen hinausreichen und für die keine Zustimmung der Kassen 
vorliegt oder die Zusage des jeweiligen Kostenträgers ausbleibt, kann eine 
Leistungsvereinbarung gemäß Anhang 2 getroffen werden, sofern die Kosten vom Kunden 
getragen werden. Übersteigen die vom Kunden angeforderten und vereinbarten Leistungen den 
von der Pflegekasse festgesetzten und zu zahlenden Höchstbetrag, darf der Pflegedienst dem 
Kunden für die zusätzlichen Leistungen keine höhere Abgeltung als die mit der gesetzlichen 
Pflegekasse gemäß § 89 SGB XI vereinbarte Vergütung in Rechnung stellen. Dies ist nur 
relevant für Dienstleistungen, für die eine Vergütungsabsprache mit einer gesetzlichen 
Pflegeversicherung existiert. Der Pflegedienst weist darauf hin, dass Dienstleistungen im 
Rahmen der Verhinderungspflege nach § 39 SGB XI möglicherweise einen im Vergleich zu den 
mit den Pflegekassen vereinbarten erweiterten Leistungsumfang aufweisen und daher höher 
abzurechnen sind. 

6.5. Die Abrechnung basiert auf den Leistungen, die der Kunde tatsächlich beansprucht hat. 
Wenn der Pflegedienst eine vereinbarte Leistung am vereinbarten Ort bereitstellt und der Kunde 
diese aus von ihm zu vertretenden Gründen ganz oder teilweise nicht wahrnimmt 
(Annahmeverzug), hat der Pflegedienst das Recht, die Vergütung für die nicht in Anspruch 
genommene Leistung zu fordern. Dabei werden jedoch die durch die Nichtinanspruchnahme 
eingesparten Kosten bzw. die durch einen alternativen Einsatz des Personals erzielten 
Einnahmen angerechnet. 

6.6. Wenn der Pflege- bzw. Betreuungs- oder Hauswirtschaftseinsatz vom Kunden nicht 
mindestens 48 Stunden vor dem geplanten Einsatz abgesagt wird und der Kunde dafür 
verantwortlich ist (Fehleinsatz), hat der Pflegedienst das Recht, die für diesen Einsatz 
vereinbarte Vergütung zu verlangen. Allerdings muss der Betrag, den er durch den entfallenden 
Einsatz eingespart hat oder durch den Einsatz des Personals anderswo erzielen konnte, 
angerechnet werden. Bei der Abrechnung der vereinbarten Vergütung muss der Pflegedienst die 
erzielten Ersparnisse berücksichtigen. Um solche Fehleinsätze zu vermeiden, kann auch eine 
Anpassung des Pflegevertrags in Erwägung gezogen werden. 
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6.7. Der Kostenvoranschlag enthält als Teil der Pflegevergütung einen Betrag zur Finanzierung 
einer vom Pflegedienst an die zuständige Stelle im Land zu entrichtenden Umlage für die 
Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz (§ 28 Abs. 2 PflBG) sowie gegebenenfalls einen 
Betrag zur Finanzierung einer vom Pflegedienst an das Land zu entrichtenden Umlage für die 
Ausbildung in der Altenpflege (§ 82a Abs. 3 SGB XI). 

6.8. Die im Vertrag vereinbarten betriebsnotwendigen Investitionskosten und andere Leistungen 
gemäß Ziffer 4 dieses Vertrages werden direkt zwischen den Vertragsparteien abgerechnet. Der 
Pflegedienst ist verpflichtet, die pflegebedürftigen Personen vor der Berechnung der 
betriebsnotwendigen Investitionskosten über diese Kosten zu informieren. Pflegebedürftige 
Personen. Für die Berechnung der betriebsnotwendigen Investitionskosten gelten die 
einschlägigen Regelungen, insbesondere § 82 SGB XI, sowie die entsprechenden 
Landesvorschriften.  

 

7. Vergütung und Abrechnung nach Leistungskomplexen  

Bei einer Vergütung basierend auf Leistungskomplexen erfolgt die Vergütung zusätzlich zur 
Vergütungsvereinbarung auf Basis der aktuellsten Version des Leistungs- und 
Entgeltverzeichnisses. Die Vereinbarung zur Vergütung sowie das entsprechende aktuelle 
Leistungs- und Entgeltverzeichnis sind in Anlage 1a angehängt. 

8. Vergütung und Abrechnung nach Zeithonorar  

 8.1. Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für nach dem SGB XI zeithonorarbasierte 
Leistungen, nicht jedoch für Leistungen gemäß SGB V. 

8.2. Die tatsächlich verbrauchte Zeit wird pro begonnene 5 Minuten festgehalten. Bei 
Dienstleistungen in der Wohnung des Patienten zählt die Zeit vom Betreten bis zum Verlassen 
der Wohnung. 

8.3. Die Gebührensätze finden Sie in Anhang 1b. 

8.4. Bei Abweichungen vom vereinbarten Zeitaufwand bei Zeithonorarvergütungen werden diese 
in der Regel innerhalb des festgelegten wöchentlichen Zeitfensters ausgeglichen. Der 
Pflegedienst stellt sicher, dass die vertraglich vereinbarten Dienstleistungen erbracht werden. 

8.5. Entscheidet sich der Kunde für zusätzliche Leistungen, wird er über die anfallenden Kosten 
informiert und dies wird dokumentiert. 

8.6. Eine spezielle Kategorie von zusätzlichen Leistungen sind Notdienste. Notdienste treten 
aufgrund eines zusätzlichen und/oder akuten Bedarfs auf und können zusätzlich abgerechnet 
werden, sofern sie genehmigt sind. Die Genehmigung kann auch nachträglich erfolgen. Details 
zur Abrechnung von Notdiensten finden Sie in Anhang 1c. 

8.7. Bei Verhinderung durch Krankenhausaufenthalte oder Rehabilitation werden die monatlichen 
Zeitkontingente entsprechend angepasst. 

8.8. Bei langfristigen Änderungen des Hilfebedarfs oder signifikanten Zustandsveränderungen 
des Kunden muss der Pflegevertrag überarbeitet werden. Eine solche Änderung ist gegeben, 
wenn die tatsächlich erbrachten Dienstleistungen zwei Monate in Folge von den vertraglich 
vereinbarten Leistungen um mehr als 10% abweichen. 

8.9. Der Pflegedienst informiert den Kunden über die Bündelung von Dienstleistungen. Dies ist 
insbesondere für Pflegebedürftige relevant, die gemeinsam in einer Wohngemeinschaft oder 
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unter derselben Adresse wohnen und dabei identische Dienstleistungen in Anspruch nehmen. 
Die tatsächlichen Zeitkosten für die Dienstleistungserbringung werden anteilig auf die betreuten 
Personen verteilt. 

8.10. Weiterführende Informationen zur zeithonorarbasierten Vergütung finden Sie in Anhang 
1b.  

 

9. Entgelterhöhungen  

9.1. Eine Erhöhung des Entgelts ist zulässig, wenn sich die bisherige Kalkulationsgrundlage 
geändert hat und das angepasste Entgelt angemessen ist. Die Entgeltsanpassung kann durch 
eine einseitige Mitteilung des Pflegedienstes durchgeführt werden. 

9.2. Die geplante Entgeltsanpassung für Leistungen gemäß diesem Vertrag muss dem Kunden 
mindestens zwei Wochen vor ihrer Umsetzung schriftlich oder in Textform und begründet 
mitgeteilt werden. Die Begründung soll sich auf das Verzeichnis von Leistungen und Entgelten 
beziehen. Dies gilt nicht für häusliche Krankenpflegeleistungen, die direkt mit einer gesetzlichen 
Krankenkasse abgerechnet werden können. 

9.3. Nachträgliche Entgeltsanpassungen sind lediglich basierend auf einer Entscheidung einer 
Schiedsstelle zulässig. Bei einem Schiedsstellenverfahren wird der Kunde rechtzeitig über diese 
Option in Kenntnis gesetzt. 

9.4. Aktualisierte Verzeichnisse von Leistungen und Entgelten werden dem Kunden übergeben 
und werden somit Bestandteil des Vertrages. 

9.5. Bei einer Anpassung des Entgelts, welches der Kunde ganz oder teilweise selbst trägt, stellt 
der Pflegedienst ab einer Steigerung von über 5%, dem Kunden einen an die Erhöhung 
angepassten Kostenvoranschlag aus.  

 

10. Rechnungstellung und Zahlungsweise  

10.1. Rechnungen werden gewöhnlich monatlich erstellt, meist zu Beginn des Monats für den 
vorherigen Monat. Die Leistungen nach dem SGB XI (Ziffer 2), der häuslichen Krankenpflege 
nach dem SGB V (Ziffer 3) und weitere Dienste (Ziffer 4) sind jeweils separat aufgelistet. 
Dienstleistungen gemäß Ziffer 4.2 werden ebenfalls separat dargestellt. Für Leistungen gemäß 
dem SGB XI wird der von der Pflegekasse zu übernehmende Betrag angegeben. Die vom 
Kunden zu deckenden speziellen Investitionskosten nach Ziffer 6.8 sowie die 
Ausbildungsaufschläge gemäß Ziffer 6.7 sind auch separat aufgeführt.  

10.2. Der Pflegedienst rechnet die erbrachten Leistungen direkt mit dem zuständigen 
Kostenträger ab, sofern eine Kostenzusage vorliegt.  

10.3. Dem Kunden werden folgende Leistungen in Rechnung gestellt, die er selbst tragen muss: 

1. Dienste für privatversicherte Kunden; 
2. verbleibende Selbstbeteiligungen der Pflegeversicherung (Ziffer 1); 
3. Ausfallgebühren gemäß Ziffern 6.5 und 6.6; 
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4. Leistungen der häuslichen Krankenpflege, falls der Kunde nicht gesetzlich versichert ist 
oder die Leistungen nicht genehmigt wurden, jedoch auf ärztliche Empfehlung weiter in 
Anspruch genommen wurden (Ziffer 2); 

5. Dienstleistungen gemäß Ziffer 3, es sei denn, sie können vom Pflegedienst direkt beim 
Sozialhilfeträger oder anderen Kostenträgern abgerechnet werden; 

6. spezifische Investitionskosten (Ziffer 6.8), sofern sie nicht durch den Pflegedienst direkt 
beim Sozialhilfeträger abgerechnet werden können.  

10.4. Rechnungen, die vom Kunden gemäß diesem Vertrag zu begleichen sind, müssen 
innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt bezahlt werden. Der Rechnungsbetrag wird durch 
Überweisung auf das in der Rechnung angegebene Konto übermittelt. Die fristgerechte Zahlung 
ist gegeben, wenn sie auf dem Konto des Pflegedienstes eingegangen ist. Bei Zahlung per 
SEPA-Lastschrift erhält der Kunde eine Vorabmitteilung über den anstehenden Einzug 
mindestens 2 Tage vor dem Fälligkeitstermin. Kommt der Kunde seiner Zahlungspflicht nicht 
innerhalb von sieben Tagen nach Rechnungserhalt nach, kann der Pflegedienst Verzugszinsen 
verlangen. 

 

11. Dokumentation und Leistungsnachweis  

11.1. Der Pflegedienst erstellt eine Pflegedokumentation, die die Art, den Inhalt und den Umfang 
der erbrachten Leistungen erfasst. Die Pflegedokumentation ist Eigentum des Pflegedienstes 
und wird nach Vertragsbeendigung beim Pflegedienst aufbewahrt. Während der Pflege bleibt sie 
in der Regel beim Kunden, es sei denn, vor Ort kann keine sichere Aufbewahrung garantiert 
werden. Mit Zustimmung des Kunden kann die Dokumentation auch digital geführt werden. Der 
Kunde hat jederzeit das Recht, in diese Pflegedokumentation Einsicht zu nehmen. 

11.2. Die in elektronischer oder handschriftlicher Form erstellten Leistungsnachweise müssen 
sowohl vom Kunden, seinem gesetzlichen Vertreter oder Bevollmächtigten als auch vom 
Pflegedienst handschriftlich oder elektronisch bestätigt werden und sind der Rechnung 
beizufügen. Der Kunde kann diese Leistungsnachweise jederzeit einsehen. 

 

12. Vertraulichkeit und Schweigepflichtentbindung  

 12.1. Der Pflegedienst sowie alle seine Mitarbeiter sind zur strengen Vertraulichkeit und zum 
diskreten Umgang mit allen persönlichen Informationen des Kunden verpflichtet. Alle Mitarbeiter 
des Pflegedienstes sind zur Einhaltung der Schweigepflicht und der datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen verpflichtet. Detaillierte Informationen dazu sind in den Anlagen 10 und 11 zu 
finden. 

12.2. Informationen, die der zuständigen Pflege- oder Krankenkasse sowie dem Medizinischen 
Dienst übermittelt werden, sind von der Schweigepflicht ausgenommen, sofern sie zur Erfüllung 
gesetzlicher Verpflichtungen notwendig sind. 

12.3. Für die Zwecke dieses Vertrages darf der Pflegedienst persönliche Daten des Kunden, 
einschließlich Gesundheitsdaten, in seinem EDV-System und seiner Pflegedokumentation 
speichern und bearbeiten. Zugang zu diesen Daten haben nur diejenigen Mitarbeiter, die sie zur 
Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten benötigen. Die persönlichen und gesundheitsbezogenen 
Daten des Kunden werden vom Pflegedienst nur dann an die jeweiligen Kostenträger 
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weitergegeben, wenn dies für die Abrechnung der Dienste notwendig ist. Der Kunde hat das 
Recht, jederzeit Informationen über seine gespeicherten bzw. verarbeiteten Daten zu verlangen 
und Einblick in die über ihn geführte Pflegedokumentation zu nehmen. 

 

13. Haftung  

Für alle Handlungen, sowohl des Pflegedienstes als auch seiner Mitarbeiter, haftet der 
Pflegedienst gegenüber dem Kunden gemäß den gesetzlichen Regelungen. 

 

14. Dauer, Beendigung und Ruhen des Vertrages  

 
14.1 Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Die Beendigung erfolgt entweder durch 

Kündigung oder durch den Tod des Kunden. Während Zeiten vorübergehender stationärer Aufenthalte 

des Kunden (wie Kurzzeitpflege, Krankenhausaufenthalt, Rehabilitation) ruht der Vertrag. 

14.2 Der Kunde hat das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist jederzeit zu 

beenden. Der Pflegedienst kann den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von zwei Wochen kündigen. Die 

Kündigung bedarf der Textform. Ferner hat der Pflegedienst das Recht auf Kündigung aus wichtigem 

Grund, die ebenfalls der Textform bedarf. Ein wichtiger Grund liegt beispielsweise vor, 

• wenn der Kunde seine vertraglichen Pflichten so gravierend verletzt, dass dem Pflegedienst 

eine Fortsetzung des Vertrags nicht mehr zumutbar ist, etwa bei Gefährdung für den Kunden 

oder andere. 

• wenn der Pflegedienst seinen Betrieb einstellt, erheblich einschränkt oder grundlegend 

verändert, und die Fortsetzung des Vertrags für den Pflegedienst eine unzumutbare Härte 

bedeuten würde. 

• wenn der Kunde in Verzug gerät und das Entgelt für einen Monat übersteigende Beträge nicht 

zahlt, oder wenn ein Verzug von mehr als zwei Monatsentgelten vorliegt. 

14.3 Informationen und Übergang: Der Pflegedienst hat die Pflicht, den Kunden rechtzeitig schriftlich 

oder in Textform über die Einstellung seiner Leistungen zu informieren. Er muss auch sicherstellen, 

dass der Kunde durch andere zugelassene Pflegedienste weiterhin versorgt wird. Dabei hat der Kunde 

die freie Wahl. Der Pflegedienst informiert die zuständige Pflegekasse darüber, ob der Kunde an 

andere Pflegedienste überwiesen wurde oder noch überwiesen wird 

 

15. Besonderes  

Leistungen, Ziffer 4, Anhang E 

 Medikamente und Verordnungsmanagement, 39,90 Euro pro Monat 

 Vorbereiten MD-Begutachtung, 72,50 Euro 
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 Versorgung bei Abwesenheit, 20,00 Euro pro 30 Minuten 

 Hausnotruf, (siehe extra Vertrag) 

(Besondere Anliegen des Kunden, wie beispielsweise bestimmte Einsatzzeiten, oder Wünsche 
von Angehörigen, sowie eigenständige Zutrittsberechtigung, die Aushändigung von 
Wohnungsschlüsseln und vereinbarte Service- und Zusatzleistungen, können berücksichtigt 
werden.)  

   

16. Keine alternative Streitbeilegung  

Gemäß § 36 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes (VSBG) wird darauf hingewiesen, dass 
der Pflegedienst weder bereit noch verpflichtet ist, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle teilzunehmen. 

 

17. Abtretung und Bevollmächtigung  

Der Kunde ermächtigt den Pflegedienst dazu, die Rechnung in seinem Namen gegenüber dem 
zuständigen Kostenträger zu regulieren. 

Der Kunde behält sich das Recht vor, mögliche Ansprüche auf einen Entlastungsbetrag gemäß § 
45b SGB XI und/oder auf Kostenerstattung im Fall der sogenannten Verhinderungspflege gemäß 
§ 39 SGB XI an den Pflegedienst abzutreten (Anlage 6). 

 

18. Schlussbestimmungen  

18.1. Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Textform. Mündliche Nebenabreden sind 
nicht getroffen.  

18.2. Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder 
nichtig sein oder infolge Änderung der Gesetzeslage oder durch höchstrichterliche 
Rechtsprechung oder auf andere Weise ganz oder teilweise unwirksam oder nichtig werden oder 
weist dieser Vertrag Lücken auf, so sind sich die Parteien darüber einig, dass die übrigen 
Bestimmungen dieses Vertrages davon unberührt und gültig bleiben. Für den Fall der 
Unwirksamkeit tritt an die Stelle der unwirksamen Bestimmungen unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes von Treu und Glauben eine wirksame Bestimmung, welche dem Sinn und Zweck 
der unwirksamen Bestimmung möglichst nahekommt und von der anzunehmen ist, dass die 
Parteien sie im Zeitpunkt des Vertragsschlusses vereinbart hätten, wenn sie die Unwirksamkeit 
oder Nichtigkeit gekannt oder vorhergesehen hätten. Entsprechendes gilt, falls dieser Vertrag 
eine Lücke enthalten sollte.  

18.3. Jeder Vertragspartner erhält eine Ausfertigung des Vertrages nebst sämtlichen Anlagen. 
Die Anlagen sind Vertragsbestandteil.   

Augsburg, 30.06.2026    Ort, Datum:   
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___________________________________ ____________________________________  

Unterschrift Vis-à-Vis Pflegedienst GmbH   Unterschrift Kunde / gesetzlicher Betreuer 
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Anlage 1b 

Preisliste 

A. Vis-a-Vis24 Privatleistungen (ohne Pflegegrad) 
 

1. Alltagsbegleitung / Betreuung   70,77 € /h 

2. aktivierende hauswirtschaftliche Hilfe  70,77 € /h 

3. Unterstützung bei der Grundpflege  70,77 € /h 

4. Demenzbetreuung     70,77 € /h 

Der Sonntagszuschlag beträgt 25%, der Feiertagszuschlag beträgt 40%. Fällt ein Feiertag auf einen 

Sonntag, wird nur der Feiertagszuschlag berechnet. 

☒Alle Preise verstehen sich zzgl. gesetzlicher Mehrwertsteuer in Höhe von derzeit 19%. 

 

B. Leistungsabrechnung über § 36 SGB XI Pflegesachleistungen 
 
1. Alltagsbegleitung / Betreuung    53,04 € /h 
 
2. aktivierende hauswirtschaftliche Hilfe  53,04 € /h 
 
3. Unterstützung bei der Grundpflege  70,77 € /h 

4. Demenzbetreuung     53,04 € /h 

5. Nachtdienste     53,04 € /h 

Sollte zusätzlich oder auch nur über die Pflegesach- oder Kombileistung abgerechnet werden, sind wir 
verpflichtet, derzeit 4,48 % des Betrags bei der Abrechnung von § 36 SGB XI, an die an den Bayerischen 
Ausbildungsfond weiterleiten. Sollte das Budget Ihres Pflegegrades dazu nicht ausreichen, ist der Betrag 
privat in Rechnung zu stellen. 
 
 

C. Leistungsabrechnung über § 39 und § 39.3 SGB XI Verhinderungspflege 

1. Alltagsbegleitung / Betreuung    70,77 € /h 
 
2. aktivierende hauswirtschaftliche Hilfe  70,77 € /h 

3. Unterstützung bei der Grundpflege  70,77 € /h 

4. Demenzbetreuung     70,77 € /h 
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5. Nachtdienste     70,77 € /h 
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D. Leistungsabrechnung über § 45a* Betreuungsangebote zur Unterstützung im Alltag 
und § 45b SGB XI Betreuungs- und Entlastungsleistungen 

 
1. Alltagsbegleitung / Betreuung   53,04 € /h* 
 
2. aktivierende hauswirtschaftliche Hilfe  53,04 € /h 

3. Unterstützung bei der Grundpflege  70,77 € /h 

Zuzüglich einer Anfahrtspauschale in Höhe von 7,96 € pro Einsatz am Tag (zwischen 06:00 und 21:59 

Uhr und 11,38 Euro (zwischen 22:00 und 05:59 Uhr). 

Sollten Sie eine Kopie der Rechnungen wünschen, so wird eine Bearbeitungspauschale für Erstellung 

und Versand von € 5,- zzgl. Pro Rechnung in Rechnung gestellt. 

 

E. Besonderes 

Medikamente und Verordnungsmanagement 

Hier erfolgt das Bestellen, Abholen und weiterleiten von Rezepten und Verordnungen. Kommunikation 

mit Ärzten, Kostenträgern und Apotheken, Einholen von Genehmigungen bei den Kostenträgern, 

Bestellung von Medikamenten bei der Apotheke. 

Vorbereitung MD-Begutachtung 

Die Pflegefachkraft ist bei Ihrem Antrag auf Ein- oder Höhergradung behilflich und unterstützt Sie bei 

der Begutachtung durch den Medizinischen Dienst. 

Versorgung bei Abwesenheit (Urlaub, Krankenhaus, etc.) 

Tasche packen, bei einem längeren Aufenthalt weitere Versorgung mit Hygieneartikeln und Kleidung 

für den Kunden im Krankenhaus. In der Kundenwohnung Lüften, Rollläden öffnen/ schließen, Blumen 

gießen, Leeren des Briefkastens. 
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SEPA-Lastschriftmandat 

 

Sehr geehrter Herr Mustermann, 

 

beigefügt erhalten Sie das Formular zur Erteilung eines SEPA-Lastschriftmandats für wiederkehrende 

Lastschriften mit der Bitte um Unterzeichnung und Rückgabe per Post,  

Fax: 0821 569778 20 oder E-Mail: pflegedienst@visavis24.eu 

Ich ermächtige Vis-à-Vis24 Pflegedienst GmbH, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift 

einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von Vis-à-Vis24 Pflegedienst GmbH auf 

mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. 

Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung 

des belasteten Betrages verlangen. 

Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

 

Max Mustermann 

Musterstraße 3 

86150 Augsburg 

 

 

Name Kontoinhaber: ____________________________________ 

 

Name Kreditinstitut:  ____________________________________ 

 

IBAN:    _ _ _ _      _ _ _ _     _ _ _ _      _ _ _ _     _ _ _ _      _ _      

 

 

------------------------------------------  ---------------------------------------------------- 

Ort, Datum      Unterschrift 
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Private Pflegekasse 

Fax:       

 

 

 

Antrag auf Umstellung von Pflegegeld auf Kombinationsleistung 

 

Name:   Herr Max Mustermann 

Geb.  10.05.1940 

Adresse:  Musterstraße 3, 86150 Augsburg 

Vers.Nr.:       

Kontakt:  0821 123456 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit beantrage ich, Max  Mustermann, die Umstellung meines Pflegegeldes Kombinationsleistung 

gemäß meinem aktuellen Pflegegrad 1. 

Folgender Pflegedienst wir Leistungen nach § 36 SGB XI erbringen: 

Vis-à-Vis24 Pflegedienst GmbH 

Otto-Lindenmeyer-Str. 28 

86153 Augsburg 

Einwilligung in die Verarbeitung persönlicher Gesundheitsdaten: 

Ich erkläre mich einverstanden mit der Verarbeitung meiner persönlichen Gesundheitsdaten im 

Rahmen dieses Antrags gemäß den Datenschutzbestimmungen. 

 

Augsburg, 30.06.2026 
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Unterschrift:  __________________________ 

  Max  Mustermann 

 

Abtretungserklärung  

 

gegenüber der Pflegekasse  

Private Pflegekasse,  
Name der Pflegekasse 

      

über die Ansprüche gegen diese aus § 45b SGB XI (Entlastungsbetrag) sowie aus § 39 SGB XI 
(Verhinderungspflege)  

der/des Versicherten: 

Max Mustermann 

Musterstraße 3, 86150 Augsburg 

       
Versicherungsnummer 

 

Hiermit erkläre ich die Abtretung oben genannter Ansprüche an den Pflegedienst  

Vis-à-Vis Pflegedienst GmbH 

Otto-Lindenmeyer-Straße 28 

86153 Augsburg 

Ich bin damit einverstanden, dass mir die Übersicht über die hierfür angefallenen pflegebedingten 

Aufwendungen in Textform, d.h. ohne eigenhändige Unterschrift und per E-Mail als maschinelles 

Schreiben übermittelt wird. Diese Zustimmung kann ich jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 

widerrufen. 

 

____________________  _________________________________________________________  
Ort, Datum    Unterschrift der versicherten Person oder der gesetzlichen Vertretung  

 

 


